Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2192 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Varelmann, Geisenhofer, Härzschel, 
Müller (Remscheid), Dr. Riedl (München), Müller (Ber- 
lin), Ruf und Genossen 


Sachgebiet 


betr. Anhebung von niedrigen Renten 


Es gibt heute eine nicht unerhebliche Zahl von Rentnern, deren 
Rente den Regelsatz der Sozialhilfe nicht erreicht oder nur un- 
erheblich übersteigt. Der Bericht der Bundesregierung zur Frage 
der Rentenversicherung (Drucksache Vl/1126) hält u. a. folgende 
Lösung zur Beseitigung dieses Zustandes für erwägenswert: 

Zugrundelegung von Mindestbeinessungsgrundlagen für unter- 
bezahlte Zeiten, 

Übernahme von Tabeilenwerten, 

Errechnung der Rentenbemessungsgrundlage unter Zugrunde- 
legung bestimmter Jahre. 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Zugrundelegung von Mindestbemessungsgrundlagen 

a) Wäre es mit dem Gleichheitssatz vereinbar, eine derar- 
tige Maßnahme von einer Pflichtversicherungszeit oder 
Versicherungszeit bestimmter Dauer (beispielsweise 20, 
25, 30, 35 oder 40 Jahre) abhängig zu machen? 

b) Wäre der im Bericht erwähnte Ausschluß der Empfänger 
von Renten ab bestimmter Höhe mit dem Gleichheitssatz 
vereinbar? 

c) Welcher Mindestvomhundertsatz wäre erforderlich, um 
bei einer Versicherungszeit von 20, 25, 30, 35 und 40 Jah- 
ren Renten zu erreichen, die den im Bericht zugrunde 
gelegten Sozialhilferegelsatz übersteigen (getrennt für 
Rentner mit und ohne Ehefrau)? 

d) Welchen jährlichen finanziellen Aufwand der gesetzli- 
chen Rentenversicherung würde die unter Buchstabe c 
genannte Maßnahme erfordern, und wie viele Personen 
wären betroffen? 
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e) Kann die Bundesregierung die Auswirkung der Maß- 
nahme auf die Rentenhöhe an einigen Modellrechnungen 
darstellen? 

2. Übernahme von Tabellenwerten 

a) An welchen Voraussetzungen soll die Zuordnung von 
Tabellenwerten geknüpft sein? 

b) Welche Höhe sollen die Tabellenwerte erreichen? 

c) Welche finanziellen Aufwendungen würden sich jährlich 
für die gesetzliche Rentenversicherung ergeben, und wie 
viele Personen wären von der Maßnahme betroffen? 

d) Kann die Bundesregierung die Auswirkung der Maß- 
nahme auf die Rentenhöhe an einigen Modellrechnungen 
darstellen? 

3. Errechnung der Rentenbemessungsgrundlagen unter Zugrun- 
delegung bestimmter Jahre 

a) Läßt sich notfalls — überschlägig — abschätzen, wie viele 
Rentner von einer derartigen Maßnahme betroffen wür- 
den? 

b) Welche finanziellen Aufwendungen würden sich für die 
gesetzliche Rentenversicherung bei Zugrundelegung der 
letzten 15 (20) Jahre und der besten 15 (20) Jahre erge- 
ben? 

c) Kann die Bundesregierung die Auswirkungen der Maß- 
nahme auf die Rentenhöhe an einigen Modellrechnungen 
darstellen? 

4. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung die Möglich- 
keit, niedrige Witwenrenten gegenüber sonstigen Kleinren- 
ten bevorzugt zu behandeln? 


Bonn, den 17. Mai 1971 
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Varelmann 
Geisenhofer 
Härzschel 
Müller (Remscheid) 

Dr. Riedl (München) 
Müller (Berlin) 

Ruf 

Berding 
Dr, Böhme 
Breidbach 
Brück (Köln) 
Burger 

Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Gatzen 
Dr. Hammans 
Frau Dr. Henze 
Horten 
Hussing 

Frau Jacobi (Marl) 
Katzer 
Köster 
Link 
Mick 

Müller (Niederfischbach) 
Orgaß 
Pieroth 
Russe 

Schroeder (Detmold) 
Frau Stommel 
von Thadden 
Vogt 
Wawrzik 
Winkelheide 
Ziegler 
Zink 
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